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Gutes Ergebnis in London

Großbrittannien will deutsche Frage auf der Gipfelkonferenz unterstützen
London <ap/dpa). D ie dreitägigen Londoner Besprechungen 

zwischen Bundeskanzler Adenauer und Prem ierm inister Alac- 
millan fanden ihren Abschluß m it der Veröffentlichung eines 
Kommuniques, aus dem ein volles .Einvernehmen der beiden 
.Regierungschefs in allen behandelten Punkten spricht. Der 
Bundeskanzler erlangte das britische Einverständnis, daß auf 
einer kommenden G ipfelkonferenz „erneut Anstrengungen ge­
macht werden sollten, die Regierung der Sowjetunion auf ihre 
Verpflichtung hinzuweisen, die Teilung Deutschlands zu be­
enden“ .

Der Bundeskanzler seinerseits 
stimmte seinem britischen K o l­
legen darin bei, daß die Verr 
handlungen über eine Ergän­
zung des gemeinsamen Marktes 
der sechs Staaten „K leineuro­
pas“ durch die von Großbritan­
nien dringend gewünschte, aber 
bisher von Frankreich verzö­
gerte Freihandelszone „m ög­
lichst schnell einem erfo lgre i­
chen Abschluß zugeführt w er­
den sollen“ .

 ̂ E in  weiteres Ergebnis des
*" Kanzlerbesuches war die am 

Freitagnachm ittag durch die 
Außenminister von Brentano 
und L loyd  erfo lgte Unterzeich­
nung eines deutsch-britischen 
Kulturabkommens, das dem 
Kommunique zufolge „einen 
w ichtigen Beitrag zur deutsch­
englischen Freundschaft dar­
stellt“ . Der Kanzler und der 
Prem ierm inister drückten ferner 
ihre Freude darüber aus,. „daß 
die Grundlage einer Ein igung 
über das Problem  der b riti­
schen Streitkräfte in Deutsch­
land gefunden worden ist“ .

Hervorgehoben w ird  in dem 
Kommunique der „offene und 
freundschaftliche Geist“ und
das „gegenseitige Vertrauen“ , in 
dem die Besprechungen geführt 
worden seien, sowie der
Wunsch beider Regierungschefs, 
die wertvollen persönlichen 
Kontakte „zu einer regelm äßi­
gen P rax is  auszugestalten“ ..

D ie beiden Regierungschefs 
erklärten sich in dem Kommu­
nique darin einig, „daß. die A b­
haltung einer Gipfelkonferenz 
wünschenswert sei“ , die aber 
„E in igung über bedeutungsvolle 
F ragen “ bringen müsse. Sie be­
tonten die W ichtigkeit guter 
Vorbereitungen fü r die Aussich­
ten auf einen erfolgreichen Aus­
gang und erwarten deshalb 
„rasche Fortschritte in den d i­
plomatischen Gesprächen, die 
je tzt itC  Moskau begon'nen ha­

ben“ . Sie stimmen auch darin 
überein, daß erfolgreiche G ip­
fe l - Verhandlungen über eine 
kontrollierte Abrüstung „mehr 
als alles andere zur Lösung 
anderer Streitfragen zwischen 
Ost und W est beitragen“ w ür­
den.

Sandys zum NATO-Beschluß

Der britische Verteid igungs­
m inister Duncan Sandys erklär­
te nach seiner Rückkehr von 
der Pariser N ATO -Kon ferenz, 
das Übereinkommen über die 

- Zusammenarbeit in der euro­
päischen W affenproduktion sei 
ein großer Schritt vorwärts, 
wenn sich die daran geknüpften 
Hoffnungen erfüllten. Sandys 
betonte, daß die Westeuropäi­
sche Union die uneingeschränkte 
Unterstützung der Verein igten 
Staaten fü r ihre Pläne habe.

F ü r  d e u ts c h e n  Z u s a m m e n h a l t
Ernst Lemmer sprach zu den Deutschen in Ost und West

F . Berlin (Eigenbericht). Der 
Bundesminister fü r gesamtdeut­
sche Fragen, Ernst Lemmer, 
h ielt über alle Sender der Bun­
desrepublik eine Rede, in der 
er sich m it den bestürzenden 
Meldungen auseinandersetzte, 
die über neue Zwangsmaßnah­
men in  der sowjetisch besetzten 
Zone in die Bundesrepublik ge­
drungen sind.

Es bliebe uns keineswegs ver­
borgen, so sagte der Minister, 
w ie systematisch gerade in 
letzter Zeit die Sowjetisierung 
in der Zone weitergetrieben 
w ird. Unsere Landsleute auf 
der anderen Seite der Tren ­
nungslinie dürften auf keinen 
F a ll den Eindruck gewinnen, 
daß w ir  gegenüber ihrem Leid ,

ihrem Kummer und ihrer N ot 
gleichgültig  geworden wären. 
W örtlich  fuhr der M inister fo r t : 
„W ir  denken nicht daran, wenn 
es auch täglich von der SED 
behauptet w ird , zum Umsturz 
in  der ,D D R ‘ aufzurufen. W ir  
wissen, daß w ir  m it solchen 
M itteln  der W iederverein igung 
nicht näher kommen.“

M it einem Appell schloß Bun­
desminister Lem m er, alles zu 
tun, was den Zusammenhalt un­
seres Volkes fördert und alles 
zu unterlassen, was ihn gefähr­
det. Niemals dürfe ein T a g  
kommen, an dem festgestellt 
werden müsse, daß die Deut­
schen hüben und drüben nur 
noch die Sprache gemeinsam 
hätten, aber aufgehört haben, 
noch e i n  Volk  zu sein.

Berlin ’  23. ; A p r  i l  1 9 5 8 Nr. 16 / 11. Jahrg.
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Die
neuen Bündnisse
K. W. B. Selten w ar bei den 

vielen politischen Besuchen und 
Gegenbesuchen, die sich in  den 
Provinzen  der Nachkriegszeit 
abgespielt haben, so sehr zu er­
kennen, w ie  w illkom m en der 
Gast dem Gastgeber gewesen 
is t  —- w ie  bei der Reise, von der 
der deutsche Bundeskanzler 
w iederm ach Bonn zurückgekehrt 
ist. Es w ar nicht nur die unge­
wöhnliche Geste eines Diners 
bei der K ön ig in  auf Schloß 
.Windsor, und es w ar auch nicht 
das prall m it allen „Fragen  der 
Übereinstimmung“ gefü llte K om ­
munique über die vielen Be­
sprechungen zwischen Macmil- 
lan und Adenauer, sondern es 
w ar mehr noch die sichtbare 
Erwartung und Hoffnung auf 
politische W irkungen, die die 
britischen Gastgeber an die 
deutschen Gäste gewandt haben. 
Auch damit ist es nicht getan, 
die v ie lfä ltig  prekäre L a ge  des 
britischen Inselreiches fü r die 
demonstrative Freundlichkeit in 
Rechnung zu stellen, m it der in 
diesen Tagen die kühlen B ri­
ten den Repräsentanten der 
Bundesrepublik begegnet sind. 
Man m ag es wenden w ie man 
w i l l : das deutsch - englische
Verhältnis hat nie so intensive 
Temperaturen entwickelt w ie  
heute.

Is t  das in einer W elt, die dar­
an arbeitet, die zweiseitigen 
Bündnisse und Allianzen abzu­
bauen oder mindestens geringer 
zu achten gegenüber den großen 
Zusammenschlüssen in Fronten, 
noch von Bedeutung? D ie L on ­
doner Szene der letzten Tage 
macht es deutlicher, als es die 
groben Vereinfacher wahrhaben 
wollen, welche politischen P ro ­
blem-Massen noch zwischen den 
Völkern und Staaten liegen und 
sich immer w ieder zwischen sie 
drängen: zwischen Völker, die 
nach einer allgemeinen Einsicht 
eigentlich in einer A rt von west­
lichem Familien-Clan zusammen 
leben und zusammen arbeiten 
sollten. England hat seine sehr 
eigenen Problem e. Und seit die 
europäischen Kontinentalstaaten

in  ihrer M itte darangegangen 
sind, sich zu einer Vereinigung 
zusammenzuschliÄSen, hat der 
Sonderfall der britischen Insel 
immer eine belastende R o lle  
gespielt.;

*

Zwar existieren am Unter­
grund der europäisch - atlanti­
schen Gemeinsamkeit noch V er­
bindungen besonderer Dichte 
w ie  die Entente Cordiale zw i­
schen Frankreich und England. 
Aber die neuen Zusammen­
schlüsse auf dem Kontinent ha­
ben auch neue Lebensbedin^ 
gungen au f der Insel geschaf­
fen ; Bedingungen, d ie sich fra g ­
los nicht einfach durch den 
englischen Beitritt zu einem 
auf dem Kontinent wirksam  
werdenden europäischen K on ­
trakt auslöschen lassen. Vor 
allem erwächst der mächtig g e ­
wachsenen wirtschaftlichen P o ­
tenz nicht nur ein politischer 
Respekt. Sie ist je tzt sogar zum 
M ittler zwischen den franzö­
sisch-britischen Auseinanderset­
zungen um die europäische 
Freihandelszone gerufen w or­
den. N icht ohne Grund w ar P ro ­
fessor Erhard der von den B ri­
ten nach Adenauer am meisten 
w illkommen geheißene deutsche 
Gast. Es w äre jedoch kurzsich­
tig, in der britisch-deutschen 
Begegnung lediglich eine Gele­
genheit zu erkennen, durch die 
die Engländer Auswege aus 
ihren wirtschaftlichen Bedräng­
nissen suchen. D ie Freihandels­
zone, m it der sich die Briten 
dem nun sich bildenden Gemein­
samen Europäischen M arkt ver­
binden wollen, w ird  von den 
Franzosen, oder mindestens den 
einflußreichen Kreisen der fran­
zösischen Industrie, noch immer 
m it scheelen Augen angesehen. 
D ie europäische Vorarbeit je ­
doch, die die Bundesrepublik 
durch ihre angestrengte Zusam­
menarbeit m it Frankreich ge le i­
stet hat, macht sie den Englän­
dern als M ittler bei den fran­
zösischen Freunden erwünschter 
als ihre eigene geschichtliche 
Verbundenheit m it den Franzo­
sen. Freihandelszone, Gemein­
samer Markt und W irtschafts­
gemeinschaft sind nun aber kei­
neswegs mehr dem Politischen 
entrückte Entwicklungsphasen

im Verhältnis der europäischen 
Staaten zueinander; sie sind 
heute zu den entscheidenden 
konkreten Faktoren geworden, 
auf dgrien erst das Bekenntnis 
zu eih'er gemeinsamen Lebens-, 
form  und einer gemeinsamen 
Verteid igung dauerhafte Gestalt 
annehmen kann.

Sicherlich w ird  diese Aufgabe, 
die die Bundesrepublik hier 
übernommen hat, um so mehr 
Gewicht haben, als sie gerade 
anläuft, bevor der zweite Mann 
Moskaus, M ikojan, nach Bonn 
kommt. M it M ikojan schickt 
der K rem l zur Unterzeichnung 
des deutsch-sowjetischen Han­
dels-, Konsular- und Repatri­
ierungsabkommens einen Mann, 
dessen besondere Qualifikation 
in der Kenntnis und der H err­
schaft über die W irtschaft liegt. 
E r w ird  nicht nur durch den 
W irtschaftswunderwald, gehen 
wollen, sondern er w ird, seiner 
politischen Position  gemäß, ge­
rade die gew ichtige europäische 
Mission zu erkennen wünschen, 
die heute die W irtschaftskraft 
des freien  Deutschland für 
Europa präsentiert.

Den Sowjets hat so sehr an 
dem deutsch-sowjetischen Han­
delsabkommen gelegen. Es ist 
dank der zähen und geduldigen 
deutschen Verhandlungsführung 
ein uns befriedigendes Abkomr 
men auch über die mögliche 
Heimkehr von vielen Tausend 
in Rußland verbliebenen Deut­
schen geworden. Der sow jeti­
sche stellvertretende M inister­
präsident kommt zur Bundes­
regierung, die alle Anstrengun­
gen macht, die K ra ft  Europas 
und seine E in igkeit zu stärken 
und zu erweitern. E r kommt zu 
einer Regierung, die diesen Be­
such je tz t  um so mehr als einen 
Besuch Europas auffassen muß. 
Für Bonn hat das zu bedeuten, 
daß es die Gelegenheit nutzen 
w ird , um den Sowjets zu sagen, 
w ie  sehr diese Stärkung und 
E in igung Europas, die es so in­
tensiv betreibt, vornehmlich den 
Zweck hat, die Sowjetunion zur 
F reihe it und zur Freigabe des 
ganzen Deutschland zu bewegen. 
Insofern ist der Sowjetbesuch 
eine w ertvolle Ergänzung des 
deutschen Besuchs in  London.



P r a g  w o llte  S c h u tz m a c h t w e r d e n
Diplomatischer Vorstoß der

W . Bonn (Eigenbericht). D ie 
Tschechoslowakei hat vo r kur­
zem den Versuch unternommen, 
in den westlichen Staaten die 
Funktionen einer „Schutzmacht“ 
fü r die deutsche Sowjetzone zu 
übernehmen. Der Versuch, der 
bis heute vor der Öffentlichkeit 
geheimgehalten wird, wurde von 
allen westlichen Regierungen 
zurückgewiesen. Sie fo lgten  da­
bei dem Wunsch der Bundes­
regierung, die gegenüber den 
beteiligten Regierungen er­
klärte, es w äre höchst uner­
wünscht, wenn die Sowjetzone 
auf diesem Um wege als „zw ei­
ter deutscher Staat“ anerkannt 
würde. D er Ständige R a t des 
atlantischen Bündnisses in Paris  
hat sich daraufhin m it der F ra ­
ge beschäftigt, und der deutsche 
Standpunkt wurde ohne Zögern 
einmütig als richtig erkannt. 
Nach deutscher Auffassung hat 
sich in diesem F a ll die Zusam­
menarbeit in  der atlantischen 
Organisation ausgezeichnet be­
währt.

Schon vor ein igen Monaten 
hatte die Tschechoslowakei, w ie 
w ir  erfahren, in  Schweden einen 
zaghaften Versuch unternom­
men, Ohne die deutsche Sow jet­
zone ausdrücklich zu nennen, 
ließ sie bei der schwedischen 
Regierung anfragen, ob sie in 
Schweden die Befugnisse einer 
Schutzmacht fü r einen anderen 
Staat übernehmen könne. Da 
normalerweise nur nach einem 
Abbruch der diplomatischen Be­
ziehungen die F rage auftaucht, 
ob ein anderer Staat die Funk­
tionen einer „Schutzmaeht“ 
übernimmt, erschien es zunächst 
höchst fraglich, ob P ra g  an die 
deutsche Sowjetzone dachte, die 
nie o ffizielle Beziehungen zu 
Schweden gehabt hat, Im  März 
erklärten die tschechoslowaki­
schen diplomatischen Missionen 
in einer Reihe von europäischen 
Bändern aber plötzlich, sie w o ll­
ten von nun an Sichtvermerke 
fü r Reisen in die deutsche So­
w jetzone erteilen. Nach der Be­
ratung in Paris wurde den 
tschechoslowakischen Diploma-

Tscbechoslowakei gescheitert
ten übereinstimmend m itgeteilt, 
sie hätten nicht das Recht, Visen 
fü r Pankow  auszustellen. —  Da­
m it w ar dieser neueste Vorstoß, 
der auf die Anerkennung der 
Eigenstaatlichkeit der Sow jet­
zone abzielte, abgeschlagen.

Verfechter der Entspannung
Mailand (dpa), über den A b ­

schluß des Adenauer-Besuches 
in  London schreibt die unabhän­
g ige  „Corriere" della Sera“ : „Am  
Schluß der letzten Pressekonfe­
renz konnte niemand die W eis­
heit Churchills bestreiten, der 
den jetzigen  deutschen Kanzler 
den größten deutschen Staats­
mann nach Bismarck nannte. 
Der Kanzler, selbstsicher, ruhig 
und heiter, hat von Anfang an

Berlin  (dpa). Der L e iter  der 
deutschen Verhandlungsdelega­
tion fü r die deutsch-sowjetischen 
Handels- und Konsularbespre- 
chungen in Moskau, Sonderbot­
schafter Dr. Robert Lahr, ver­
sicherte dem Regierenden Bür­
germ eister von Berlin, W illy  
Brandt, aus dem paraphierten 
Abkommen entständen keine 
Nachteile fü r Berlin.

D er Berliner Senat hatte nach 
Paraphierung der Abkommen 
festgestellt, daß nicht w ie bei 
ähnlichen Abkommen mit ande­
ren Staaten eine besondere R e ­
gelung fü r Berlin  vorgesehen 
ist. Aus dieser Tatsache waren 
in Berlin Befürchtungen laut 
gewbrden, die Interessen der 
Berliner könnten nach dem 
neuen Konsularabkommen nicht 
genügend gewahrt werden. Der 
Regierende Bürgermeister hatte' 
vornehmlich bemängelt, daß 
Berlin  vor ¡Paraphierung der 
Abkommen nicht ausreichend 
gehört wurde.

An der Unterredung m it Bot­
schafter Lahr nahmen auch Bür­
germ eister Franz Amrehn, der 
Senator für Bundesangelegenhei­
ten, Dr. Günther K lein , und der

klargestellt, daß er je tz t die 
Funktion eines Verfechters der 
Entspannung übernehmen will.- 
W er ihn noch fü r einen V er­
teid iger des kalten K rieges 
hält, hat seine Ansicht ändern 
müssen.“

Lohnsirsif beigelegt
H erford  (ap). Der Lohnkonfiikt 

in der westfälischen Möbelindu­
strie m it ihren rund 40 000 Be­
schäftigten ist m it der vorläu­
figen Annahme eines Verm itt- 
lungsvorsehlages beigelegt w or­
den. Danach soll zunächst der 
Ecklohn von 2,05 D M  in  Orts­
klasse I  bis zum 1. Juni um ins­
gesamt 11 P fenn ig  erhöht w er­
den.

Auch der Streik in der holz­
verarbeitenden Industrie Schles­
w ig-Holsteins ist beendet. D ie 
A rbeit wurde in den neun be­
streikten Betrieben wiederauf­
genommen.

Bundesbevollmächtigte in Ber­
lin, Dr. Heinrich Vockel, teil.

Nach den Besprechungen zw i­
schen Botschafter Lahr und 
Bürgermeister W illy  Brandt 
wurde ein kurzes Kommunique 
herausgegeben, in dem es heißt: 
„A ls Ergebnis der Aussprache 
w ird  festgestellt, daß berech­
t ig te  Hoffnungen bestehen, daß 
aus den Vereinbarungen keine 
Nachteile fü r Berlin entstehen.“

Sowjetische Offiziere 
fotografierten heimlich

Flensburg (ap). Ohne W issen 
der Bundeswehrdienststellen ha­
ben v ier Offiziere der sow jeti­
schen M ilitärm ission Kasernen­
anlagen in Flensburg fo togra­
fiert, w ie die Standortkomman­
dantur m itteilte. Nach diesen 
Angaben wurde die Anwesen­
heit der sowjetischen Offiziere 
erst bekannt, als diese m it ihrem 
W agen durch ein verkehrs­
w idriges Überholmanöver einen 
Verkehrsunfall verursachten.

K e i n e  N a c h te ile  f ü r  B e r l i n
Sonderbotschafter Lahr zum Konsularabkommen
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Verbesserung für 120000 Berliner
Abgeordnetenhaus verabschiedet Senats vor läge / ßeichen neue Richtsätze aus?

Berlin  (E igenbericht). Für 13U 000 Berliner hat das Abgeord­
netenhaus die Fürsorgerichtsätze Tom 1. M ai an auf (jrund der 
gestiegenen JLebenhaitungskosten erhöht. D ie Mehrkosten be­
tragen fü r das Rechnungsjahr rund 6,8 M illionen JDM. D ie ent­
sprechende Senatsvorlage wurde einstimmig geb illigt, obwohl 
Sprecher der F D P  im  Verlauf der Aussprache Bedenken er­
hoben hatten. Hucklenbroich (F D P ) bezweifelte zum Beispiel, ob 
diese Erhöhung w irklich ausreiche. Von Sprechern anderer 
Fraktionen und vom Senator fü r A rbeit und Sozialwesen, 
Bernoth, wurde darauf hingewiesen, daß man nicht ohne w e i­
teres in das JLohngeiüge einbrechen könne. Zwischen den Föh ­
nen, der Arbeitslosenunterstützung und den Fürsorgerichtsätzen 
müsse ein entsprechendes Verhältnis gewahrt bleiben.

Bernoth betonte ferner, daß 
Berlin  auch an die Richtlinien 
des Bundes gebunden sei. D ie 
neuen Berliner Fürsorgesätze 
würden ungefähr denen von 
H am burg entsprechen. Auch der 
CDU - Abgeordnete Johannes 
M ü ller warnte vor einer fa l­
schen Einschätzung der gegen­
w ärtigen  Situation und w arf 
der F D P  wahlpropagandistische 
Manöver vor. Der Fürsorge­
richtsatz z. B. fü r den Haupt­
unterstützten w ird , w ie der 
TA G  bereits meldete, von bisher 
65 DM auf 70 DM  monatlich 
und der Satz fü r mitunter­
stützte Ehegatten von 54 DM  
au f 58 DM  heraufgesetzt.

Auch im weiteren Verlauf der 
diesmal nur dreistündigen Sit­
zung standen Sozialfragen im 
Vordergrund. Bernoth kündigte 
an, daß die neuen Richtlinien 
des Bundesarbeitsmihisteriums 
über die Gewährung von T e il­
renten an Grenzgänger diesem 
Personenkreis wenigstens eine 
kleine H ilfe  verschaffen. Auf 
A n frage der CDU teilte der Se­
nator mit, der Senat w olle dar­
auf dringen, daß man das im 
Rentenversicherungs - Neurege­
lungsgesetz vorgesehene Anpas­
sungsgesetz beschleunigt aus­
arbeiten und im Bundestag ein- 
bringen werde. Zuvor hatten die 
Abgeordneten das Bundesgesetz 
zur Änderung des Angestellten- 
versicherungs - Neuregelungs­
gesetzes' übernommen, das u. a. 
die Voraussetzungen der V er­
sicherungsfreiheit von Hand­
werkern und ihre Befreiung von 
der halben Beitragsleistung hin­
sichtlich der A ltersversorgung 
regelt.

Ferner stimmte das Parlament 
feinem gemeinsamen Antrag von

SPD  und CDU zu, wonach der 
Senat bis zum 31. August 1958 
Pläne über eine Sonderschule 
fü r körperbehinderte K inder 
vorlegen soll. CDU-Abgeordne- 
ter v. Radetzky w ies darauf 
hin, daß Hamburg bereits über 
eine derartige Schule verfüge. 
B is zum 1. Novem ber "soll der- 
Senat einen Bericht über Maß­
nahmen fü r eine verbesserte 
Erwachsenenbildung in W est­
berlin  ausarbeiten. Im  Zusam­
menhang m it einer CDU-An- 
frage  über die Erhöhung der 
Baukosten warnte Rosenstein 
(CDU) vor einer M inderung der 
Bauqualität und schätzte die zu 
erwartende Baukostenerhöhun­
gen im Wohnungsbau auf 
4,5 -Prozent.

Neues Telefonbuch
Am  5. Mai beginnen die Post­

ämter m it der Ausgabe des 
.neuen Fernsprechbuches 1958/59. 
A lle  Fernsprechbesitzer erhal­
ten rechtzeitig eine Benachrich­
tigungskarte m it dem Term in 
fü r den Umtausch der alten 
Bücher Und der Angabe des 
hierfür zuständigen Postamtes. 
Gegen Abgabe des alten F ern ­
sprech- und Branchen-Fern- 
sprechbuches erhält jeder A n ­
schlußinhaber kostenlos die be i­
den Neuausgaben. Zusätzliche 
Bücher können fü r 6 D M  be­
zogen werden.

Das neue Telefonbuch enthält 
auch die Anschlußnummern für 
die Verm ittlungsstelle »13" in 
der Körnerstraße im Bezirk 
T iergarten, die am 3. M ai in^ 
Betrieb genommen w ird. Im  
alten Fernsprechbuch w ar die 
neue Anschlußnummer in K lam ­

mer hinter die bisherigen Te le­
fonnummern m it der Kennziffer 
„24" gesetzt worden. Von Mai 
an gelten dann fü r die An­
schlußinhaber im nördlichen 
Bereich des- Amtes „24“ nur 
noch die neuen Telefonnum­
mern,

Eine Groteske
D T . Am  16. 4. 1958 hat der 

frühere Sozialdemokrat Grote­
wohl in der Volkskammer den 
Bundesminister Ernst Lem m er 
einen Goebbels-Schüler genannt. 
Am  23. Februar 1932 sagte Ernst 
Lem m er im Reichstag: „Der
Abgeordnete Dr. Goebbels hat 
die Sozialdemokraten die P a r­
tei der Deserteure genannt. 
Diese Beleidigung, die auch 
zahlreiche M itg lieder dieses 
Hauses beschimpft, die den 
'W eltkrieg mitgemacht und zum 
T e il ih re Gesundheit geopfert 
haben, hat bei den K riegs te il­
nehmern dieses Hauses die 
größte Entrüstung ausgelöst. 
W ir  weisen die infame Beleid i­
gung des Abgeordneten Dr. 
Goebbels auf das Schärfste zu­
rück, w ir  tun das um so nach­
drücklicher, als der Abgeord­
nete Dr. Goebbels und ein gro­
ßer T e il seiner Fraktionskolle­
gen den W eltk rieg  nicht m itge- 
macht haben.“

Wissenschaftler geflüchtet
Berlin (Eigenbericht). . Der 

Hallenser Professor Dr. Franz 
W ohlgem uth ist aus der Sow jet­
zone geflüchtet und hat sich da­
durch der Verhaftung durch den 
Staatssicherheitsdienst entzogen. 
Wohlgem uth war von 1951 bis 
-1954 Hauptabteilungsleiter und 
Stellvertreter des Staatssekre­
tärs für Hochschulwesen. In  die­
ser Eigenschaft war er maßgeb­
lich verantwortlich fü r Fragen 
der studentischen' Ausbildung, 
Berufspolitik und der Forschung. 
Nach dem X X . Parte itag  der 
K PdSU  übernahm W ilhelm  Gir- 
nus das Staatssekretariat für 
Hochschulwesen und W oh lge­
muth wurde an die Universität 
Halle als Professor fü r wissen­
schaftlichen Sozialismus berufen.



Zwischen Elbe und Oder

„Protestwalze ist überdreht64. .
Aufzeichnungen über Ereignisse und Stimmungen in Mitteldeutschland

JB. Berlin (Eigenbericht). D ie Bevölkerung Mitteldeutschlands 
w ill einen dritten W eltk rieg ebensowenig w ie  die Bevölkerung 
der Bundesrepublik und Westberlins. Was ihnen aber beson­
ders m ißfällt, ist der Zwang zur Demonstration. D ie Betriebs­
angehörigen müssen auf die Straße. W er nicht mitmacht, g ilt  
als Staatsfeind.

MAGDEBURG
D ie Arbeiter des Karl-D ieb­

knecht - W erkes können, das 
Schlagwort von der westdeut­
schen Atom geiahr nicht mehr 
hören. Tagein, tagaus hören sie 
in  Kurzversammlungen, im  Be­
triebsfunk, am Arbeitsplatz, in 
der Kantine, in ihren Wohnun­
gen etwas über den drohenden 
Atomtod. D ie SED tut so, als 
müßte die ganze Menschheit 
sterben, wenn sie nicht in  die 
kommunistische Parte i eintritt. 
„D ie Protestwalze ist über­
dreht“ , gestand der Parteisekre­
tär ein. Jeder unterschreibt, um 
seine Ruhe zu haben.

Bekenntnis zum Frieden und 
zum Sozialismus. Das steht 
über den Feiern  zur Jugend­
weihe. In  den Zeitungen druk- 
ken nur staatliche Behörden, 
volkseigene Betriebe und vom  
Staat abhängige Institutionen 
Glückwünsche m it anfeuernden 
Sprüchen ab. D ie he ftig  propa­
gierten Danksagungen blieben 
aus.

Abstimungen eigener Art. D ie 
Bevölkerung Magdeburgs zeigt 
ihre politische Einstellung auf 
ganz besonder© Weise. D ie poli­
tischen Veraristaltungen sind 
schlecht besucht und • „lahm“ . 
„Heute meldet sich' keiner mehr 
zu W ort, w eil doch nichts 
’rauskommt“ , erklärte ein alter 
M agdeburger auf der gutaus- 
gerichteten europäischen Hand­
werkskunstausstellung im  Mu­
seum.

LE IPZIG
Spitzensportler gegen Anti- 

Atom -Reklam e der SED. M it 
der roten Fahne sollte der 
Europa-Rekordmann, der be­
kannte Schwimmer Hans Zie- 
rold, während einer Anti-Atom ­
kundgebung - fotografiert w er­
den. A ls • er sich weigerte, 
nannte man ihn Klassenfeind. 
Andere würden sich, danach 
reißen, m it der- SED-Fahne ab­
geb ildet zu werden. Hans Zie-

rold  kennt keinen einzigen 
Sportler, der das gern täte. 
E r flüchtete nach W estberlin  
und wurde dort stunden­
lang von einem Beauftragten 
der Hochschule für Sport- und 
Körperkultur, Deipzig, bearbei­
tet, er solle zurückkehren, a lle 
Möglichkeiten stünden ihm zur 
Verfügung. Zierold lehnte ab 
und schlug alle Angebote zu­
rück. Das politische Spiel habe 
ihm die Zone vergällt, sagte er 
und zog das Dasein m it' ein 
paar materiellen Sorgen einem 
Leben als politischer Spitzen­
sportler vor.

- Im  Schatzkästlein. W as die 
Leu te hören wollen, zeigte das 
ausverkaufte Schatzkästlein. Auf 
dem Gohliser Schlößchen konnte 
man eihe Stecknadel ’ zu Boden 
fa llen  hören bei den Rezitatio­
nen zeitloser Kostbarkeiten w ie  
z. B. „M arienbader E leg ie“ , aus 
Stefan Zweigs „Sternstunden 
der Menschheit“  u. a.

NEUBRANDENBURG
Handwerksbetriebe werden l i ­

quidiert. Nach einer Zeit des 
Wohlstands geht es jetzt den 
selbständigen Handwerkern an 
den Kragen. In  die H PG  — 
Handwerkliche Produktionsge­
nossenschaft sollen sie eintre- 
ten. Tun sie es nicht fre iw illig ,, 
sucht der Staat M ittel und 
W ege dazu. Gütekontrolleure 
kommen monatlich in den Be­
trieb. Preisprü fer schnüffeln in 
den Büchern. Sie bringen den 
A u ftrag mit, etwas zu finden. 
Steuerprüfer kontrollieren den 
Betrieb. Auch sie sollen Fehler 
aufspüren. Kom m en sie an 
„dunkle Punkte“ , g ib t es hohe 
Strafen. W er diese Strafen nicht 
bezahlen kann, erhält die ein­
m alige Chance: E in tritt in eine 
H PG  oder staatliche Beteiligung.

Keine Ausschmückung der 
Fenster privater Kaufleute 
konnte die SED feststellen. Im  
ganzen Bezirk Neubrandenburg

sei dies Ausdruck einer nega­
tiven Haltung. HO  und Konsum 
schmückten Schaufenster gegen, 
den A tom krieg aus .und demon­
strierten ihre Haltung zur A u f­
rüstung im  Westen, die P r iva t­
leute aber weigerten sich, der­
artige „Friedenstaten“ zu zei-i 
gen.

Böses B lut wegen Westreise-i 
sperre. D ie Stadtbehörde ver­
bietet Reisen. Der Kohlenhänd­
ler darf nicht nach Kanada, um 
seinen Bruder zu besuchen, der 
A rzt k riegt keine Reisegeneh­
m igung nach Österreich, der 
Leh rer darf seinen Vater im  
Ruhrgebiet nicht besuchen, der 
Arbeiter erhält keine Aufent­
haltsgenehmigung, der Ober­
schüler darf nicht zur Kon fir­
mation seines Vetters.

LAUCHHAM M ER
„W enn es erst eihmal anders 

’ rum kom m t. .  .“ In  der Groß­
kokerei Lauchhammer g ib t es 
vie le sogenannte Reaktionäre.; 
D ie  Betriebszeitung „D er K o ­
ker“  muß in einem Leitartike l 
zugeben, daß viele Kum pel der 
Parte i drohen: „W artet nur, 
wenn es erst einmal -wieder an­
ders k om m t. . Das  seien V er­
herrlichungen der kapitalisti­
schen Verhältnisse, die n ie w ie­
derkämen. Das sei durch die 
falsche B rille  gesehen.

D ie proletarische M ilitärd iszi­
p lin  verlangt Gehorsam, stellte 
der Kam pfgruppenführer des 
W erkes fest. Der kapitalistische 
M ilitarismus, der im  Stile vom 
08/15 schleife, fordere zur Be­
fehlsverweigerung heraus, man 
müsse aber unterscheiden zw i­
schen proletarischem und kapi* 
talistischem Gehorsam.

DESSAU
Oberschüler mußten die Schule 

verlassen, w eil Angehörige' „ i l ­
lega l“  nach dem W esten gegan­
gen sind. Abiturienten bekamen 
keine Zulassung zum .Studium, 
w e il der Vater Akadem iker ist. 
A rbeiter- und Bauernstudenten 
wurden von der Universität 
verwiesen, w eil Geschwister im 
W esten leben., Schüler müssen 
zum Praktikum in die Produk­
tion.



Die Kosten der sozialen Sicherheit
Etzel: Aktive Konjunkturpolitik mit allen Mitteln

AV. Bonn (E igenbericht). D ie 
Bundesregierung w ill durch 
einen ausgeglichenen Haushalt 
die Stabilität der W ährung 
sichern, aber sie sieht in dem 
neuen Bundeshaushalt, der m it 
einer Rekordhöhe von 39,2 M il­
liarden D M  abschließt, zugleich 
ein Instrument zur günstigen 
Beeinflussung der Konjunktur. 
Bundesfinanzminister Franz 
E tzel erklärte in  seiner Haus­
haltsrede vo r dem Bundestag, 
notfa lls w erde die Regierung 
a lle Möglichkeiten einer aktiven 
Konjunkturpolitik  einsetzen, um 
„d ie  wirtschaftliche und gesell­
schaftliche Ordnung vor den 
zerstörenden Folgen  einer 
schweren K rise zu bewahren“ .

E tzel bezeichnete die derzei­
tige  L a ge  der Bundesfinanzen 
als befriedigend. D er neue 
Haushalt habe nur durch eine 
optimistische Schätzung der 
Steuereinnahmen ausgeglichen 
werden können. Man müsse aber 
zugeben, daß das geschätzte 
Sozialprodukt nach der w irt­
schaftlichen Entwicklung in den 
letzten Monaten fü r das nächste 
Jahr nicht mehr wahrscheinlich 
ist. Aber er w olle sich nicht den 
Vorw urf des „Zweckpessimismus“ 
zuziehen und verfo lge deshalb 
bewußt eine F inanzpolitik „am 
Rande des Defizits“ .

Sozialstaat verw irklicht
D er größte und w ichtigste 

Block der Bundesausgaben sind 
auch in diesem Jahr w ieder die 
Aufwendungen fü r die soziale 
Sicherheit, die auf rund 15 M il­
liarden D M  oder 40 Prozent des 
ordentlichen Haushalts ange­
stiegen sind. D er Sozialstaat, 
sagte Etzel, sei damit in  dem 
Maße verw irklicht worden, das 
gesamtwirtschaftlich noch ver­
tretbar erscheine. Eine W eiter­
entwicklung zum „kollektiven 
Versorgungsstaat“ könnte nur 
m it einem Verlust an Wohlstand 
und Lebensstandard a ller er­
kauft werden. Zum Beispiel sei 
die neueste Forderung der Ge­
schädigtenverbände, die K riegs­
opferversorgung um 4,3 M illia r­
den DM  zu verbessern, uner­
füllbar.

D er Bundeswehr werden im 
neuen Haushalt 10 M illiarden 
DM  zur Verfügung stehen, sie 
kann aber zusammen m it den 
Ausgaberesten vergangener 
Jahre über etwa 15 M illiarden 
verfügen. Für die Zahlung von 
Stationierungskosten an verbün­
dete Mächte seien keine Gelder 
mehr vorhanden, betonte Etzel.

K ritik  der SPD
A ls Sprecher der SPD bean­

standete der Vorsitzende des 
Haushaltsausschusses, Schöttle, 
daß die Sozialleistungen des 
Bundes von der Regierung zu 
sehr hervorgehoben würden. 
Das sei eine Irreführung der 
Öffentlichkeit. Wenn man die 
Aufwendungen fü r Pensionen, 
K riegsfolgelasten und W oh­
nungsbauten abziehe, zeige sich, 
daß die Sozialleistungen in  den 
letzten zwei Jahren nicht ange­
stiegen, sondern zurückgegan^ 
gen seien. In  W irklichkeit seien

die Verteidigungsausgaben der 
Angelpunkt des Bundeshaus­
halts. Eine finanzpolitische K a ­
tastrophe könne nur abgewen­
det werden, wenn man den m ili­
tärischen Planungen Einhalt 
gebiete. Schöttle warnte davor, 
die Sozialleistungen zugunsten 
der Verteid igung zu kürzen.

CD U : Maßhalten!
Für die CDU/CSU sagte Dr. 

Vogel, die Bundesrepublik 
müsse fü r ihre äußere Sicher­
heit ebensoviel aufbringen w ie 
fü r die soziale Sicherheit, und 
es 'sei fraglich, ob sie fü r die 
Verteid igung der freien W e lt 
schon ebensoviel geleistet habe 
w ie  ihre Verbündeten. Es be­
stehe kein Zweifel, daß die 
Hochkonjunktur auch fü r W est­
deutschland vorüber sei. Aber 
eine stabile W irtschaftslage sei 
besser als eine überhitzte. D ie 
Parole sollte sein: „Maßhalten 
in  allen D ingen.“

B r a u n  k ü n d i g t  b e m a n n t e  R a k e t e  a n
Freiw illiger für den ersten Versuch bereits ausgesucht

Washington (ap). D er deutsche 
Raketenforscher W ernher von 
Braun erklärte in Washington, 
er könne innerhalb eines Jahres 
eine bemannte Rakete 240 K ilo ­
meter hoch in den W eltraum  
schießen, wenn man ihm die 
Erlaubnis dazu gebe. Der F lu g  
soll m it einer „Redstone"-Ra- 
kete durchgeführt werden und 
nur etwa zehn Minuten dauern.

W ie  von Braun erklärte, 
würde die Rakete m it einer 
Geschwindigkeit- von 1500 m/sk 
in die Höhe fliegen, dort etwa 
fün f Minuten verweilen und m it 
etwa der gleichen Geschwindig­
keit zur Erde zurückkehren. 
Der Raketenpassagier, der in 
einer rund eine Tonne schweren 
Kabine untergebracht wäre, 
könne nach Ansicht von Brauns 
während der Pause Beobachtun­
gen anstellen und dann w ieder 
sicher —  wenn auch vielleicht 
bewußtlos —  im  M eer landen. 
Einen Fre iw illigen  fü r diesen 
ersten Raketenflug eines Men­
schen habe er bereits ausge­
sucht. Von Braun erklärte, daß 
dieses P ro jek t auch fü r den

Truppentransport weiterentw ik- 
kelt werden könnte. M it einer 
Interkontinentalrakete könne 
man später vielleicht einen 
Menschen in etwa 30 Minuten 
über den Atlantik schicken.

Von Braun, der vor einem 
Sonderausschuß des amerikani­
schen Kongresses seinen P lan 
darlegte, betonte, daß die USA 
sich m it dem ersten bemannten 
Raketenflug beeilen müßten, 
w eil sonst womöglich die So­
w jetunion als erste einen sol­
chen F lu g  unternehme. Auch 
ein erster Raketenstart zum 
Mond w erde vielleicht eher von 
der Sowjetunion durchgeführt 
werden, w eil die U SA erst in 
vielen Monaten einen solchen 
Versuch unternehmen könnten.

D ie U SA haben in den Jah­
ren 1954 und 1956 im  Pazifik  
sieben bisher geheimgehaltene 
Atomversuche vorgenommen. 
D ie amerikanische A tom energie­
kommission teilte auf das Drän­
gen verschiedener W issenschaft­
ler m it, daß drei der Versuchs­
explosionen 1954 und v ie r  im  
Jahre 1856 erfo lg t seien.



A t o m w a f f e n  f ü r  I N A T O - T r u p p e n
Ergebnisse der Pariser Konferenz — Norstad rügt Redseligkeit

vorsieht, daß die Vereinigten 
Staaten ihren Verbündeten ge­
w isse Atomgeheimnisse m ittei- 
len. Der M in ister warnte vor der 
Gefahr einer Überlegenheit der 
Sowjets auf atomarem Gebiet, 
die entstehen könne, \venn man 
sieh nicht zu einer .gemeinsamen 
Auswertung bisher geheimgehal­
tener Kenntnisse entschließe. 
D ie Annahme des Entwurfs sei 
auch wegen der Bemühungen

Nasser 
w ill zu r Gipfelkonferenz
K airo (dpa). D ie Verein igte 

Arabische Republik -will auf 
einer Konferenz der Regierungs­
chefs vertreten sein, fa lls  dort 
Nahost-Fragen behandelt w er­
den. E in ägyptischer R eg ie ­
rungssprecher erklärte im  K a i­
roer Rundfunk, man müsse be­
denken, daß die Zeiten vorbei 

in denen man verhandelt
um eine Rüstungsbegrenzung habe, ohne die betroifenen Völ
unerläßlich. ker zu befragen.

Paris / Washing ton (dpa / ap).
D ie Verteid igungsstrategie des 
Nordatlantikpaktes w ird  sieh 
künftig auf einen starken Schild 
von Streitkräften stützen, die 
sowohl m it herkömmlichen als 
auch m it -atomaren W affen aus­
gerüstet sind. Außerdem w ill 
die N A T O  eine engere Zusam­
menarbeit bei der Rüstungspro­
duktion und der m ilitärwissen­
schaftlichen Forschung einleiten.
Dies sind die Hauptergebnisse 
derPariser Konferenz der V er­
teidigungsminister.

In  ihrem SehlußkommuniquS äußerten die 
M inister die Überzeugung, daß es durch fo rt­
schreitende Modernisierung der NATO -Stre it- 
kräfte, in Europa möglich sein werde, die V er­
teidigungsstärke nicht zu vermindern, während 
die Bemühungen um eine Abrüstungsverein­
barung m it dem Osten fortgesetzt werden. D ie 
Pariser Beschlüsse sollen den Außenministern 
der NATO-Staaten als Arbeitsgrundlage bei 
ihrer Tagung vom 5. bis 7. M ai in Kopenhagen 
dienen.

Verblüffung erregte bei den Verteid igungs­
ministern nach dem Bericht eines Gewährs­
mannes die W eigerung Norstads, ihnen Aus­
kunft darüber zu geben, welche Länder außer 
Frankreich und Großbritannien noch zur Über­
nahme von Raketenbasen bereit seien. A lliierte  
Quellen hatten wissen lassen, Norstad habe 
bereits m it der Türkei, Ita lien  und Holland 
diesbezügliche Vorverhandlungen geführt.
Norstad stützte seine W eigerung auf Sicher­
heitsrücksichten und beklagte sich dann über 
Verletzungen des Geheimcharakters der K on ­
ferenz durch Teilnehmer gegenüber Presse­
vertretern. N A T O  - Generalsekretär Spaak 
pflichtete dem General bei.

Atom g-eheim nisse an  Verbündete
Außenminister Dulles hat vor einem Atom ­

energieunterausschuß beider Häuser des Kon­
gresses nachdrücklich die Annahme einer Ge­
setzesvorlage der Regierung empfohlen, die

Stellenpläne unter der Lupe
W . Bonn (Eigenmeldung). 24 Stunden nach 

der ersten Lesung im  Bundestagsplenum hat 
der Haushaltsausschuß m it der Beratung des 
Haushaltsgesetzes 1958 begonnen. Gleich am 
ersten Tage wurden einige neue Personal­
anforderungen der Regierung gestrichen. Im  
Justizhaushalt hat der Bundesfinanzminister 
die Stellenmehranforderungen zurückgezogen, 
da er von vornherein m it einer Ablehnung 
rechnen mußte," N ur für die Bearbeitung der 
Strafrechtsreform wurden fünf neue Stellen 
bew illigt. Anscheinend ist der Haushaltsaus­
schuß entschlossen, fast a lle neue P e r s o n a l - ..................      ,
anforderungen der Regierung zu streichen. Es Belvedere  p räsentiert sich den Berlin ern  im
f_ehA , ^ bel ™ elnen Betras  v »n  insgesamt Schloßpark Charlottenburg  im  neuen Gewände.
25 M illionen d m . N u r  die Butten  sind noch nicht gan z  fertig .



D E R  W O CH E: Oben: K leine Eestwoehe der Berliner Theater — Vier Pre- 
>n Montag bis Donnerstag. „East ein Poet“ . Professor Oscar F ritz Schuh 

holte sich für seine glanzvolle Berliner Abschiedsinszenierung Paula Wessely, Attila 
Hörbiger (im  B ild) und Marianne Hoppe zum Kurfürstendamm. O’Neills drama­
tisches Familienporträt hatte am Dienstag Premiere. — Unten: E in geglückter Wurf. 
Präsident Eisenhower eröffnete das erste Spiel der diesjährigen amerikanischen 
Baseball-Saison. M it sichtlich freudiger Spannung verfolgt „ Ik e " den von ihm ins

Spielfeld geworfenen Ball.


